
234 – 1920-11-03  1 
 

Vertraulich ! 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l Nr. 234 

 

vom 3. November 1920. 

 

Anwesend: 

Sämtliche Kabinettsmitglieder; 

ferner die Unterstaatssekretäre M i k 1 a s und Dr. R e s c h. 

 

Zugezogen: 

Vom Staatsamt für Finanzen: Sektionschef Dr. G r i m m, 

ferner zu Punkt 11: vom Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten 

Sektionschef P e r g e l t. 

 

Vorsitz: 

Staatssekretär Dr. M a y r. 

 

Dauer: 09.00 – 23.30. 

 

Reinschrift (16 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift (zweifach), Entwurf der TO 

Anhang zum KRP Nr. 234 über Personalangelegenheiten (fol. 2) 

 

Inhalt: 

1. Beschwerde der christlich-sozialen Parteileitung in Kärnten wegen der Verteilung der 

Reststimmenmandate in den Nationalrat. 

2. 2.Wirtschaftskonferenz der Nachfolgestaaten. 

3. Wirtschaftliche Verhandlungen mit Ungarn. 

4. Holzkaufvertrag mit der Firma S. Glesinger. 

5. Forderungen der Staatsangestellten. 

6. Ernennung österreichischer Mitglieder des britisch-österreichischen und des 

französisch-österreichischen Schiedsgerichtshofes. 

7. Vollzuganweisung des Staatsamtes für Finanzen, betreffend eile Umwandlung der 

alten Kronenguthaben von Altausländern in deutschösterreichische Kronenguthaben. 

8. Projekt eines Whisky-Importes gegen Gewährung eines Dollarkredites. 
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9. Besondere Maßnahmen zugunsten der Angestellten einzelner Dienstorte der Südbahn. 

10. Äußerung des Staatsamtes für Finanzen zu dem von den Liquidierungsinspektoren an 

die Nationalversammlung erstatteten Tätigkeitsbericht vom 8. Juli 1920. 

11. Ausscheidung der Agenden der Staatsgebäudeverwaltung in Wien aus dem 

Wirkungskreis der niederösterreichischen Landesregierung. 

 

Beilagen: 
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Verwaltungsbeamten der öst. Zentralämter vom 23. Oktober zu den Forderungen der 

Staatsangestellten (4 Seiten) 

Beilage zu Punkt 6 betr. Antrag des StA. f. Äußeres Zl. 61.706 über die Ernennung 
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Beilage zu Punkt 6 betr. Notiz vom 3. November 1920 über die bereits erfolgte Besetzung (2 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 7 betr. StA. f. Finanzen über die Amtsveranlassung bezüglich Umwandlung der 

alten Kronenguthaben von Altausländern in dö. Kronenguthaben (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Antrag des StA. f. Finanzen Zl. 92.828 über einen projektierten Whisky-

Import gegen Gewährung eines Dollarkredites (4 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Vortrag des StA. f. Finanzen Zl. 120.086 über besondere Maßnahmen 
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Beilage zu Punkt 10 betr. Vortrag des StA. f. Finanzen Zl. 80.005 zum Tätigkeitsbericht der 
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Liquidierungsinspektoren an die Nationalversammlung (36 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 11 betr. Vortrag des StA. f. Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten über 

das Ausscheiden der Agenden der Staatsgebäudeverwaltung in Wien aus dem Wirkungskreise 

der nö. Landesregierung und ihre Übertragung an eine dem Staatsamt für Handel und Gewerbe, 



234 – 1920-11-03  3 
 

Industrie und Bauten unterstehende Dienststelle mit diesbezüglichem Schreiben an die nö. 

Landesregierung (5 Seiten, zweifach) 

 

1. 

Beschwerden der christlich-sozialen Parteileitung in Kärnten wegen der Verteilung der 

Reststimmenmandate in den Nationalrat. 

Der V o r s i t z e n d e teilt mit, dass ihm von der christlich-sozialen Parteileitung in Kärnten 

eine telegraphische Beschwerde wegen der Verteilung der Reststimmenmandate in den 

Nationalrat zugekommen sei. 

Mit Zustimmung des Kabinettsrates übermittelt der Vorsitzende das Telegramm dem 

Staatssekretär für Inneres und Unterricht zur weiteren Behandlung. 

 

2. 

Wirtschaftskonferenz der Nachfolgestaaten. 

Der V o r s i t z e n d e bringt dem Kabinettsrate den Inhalt einer ihm von der 

Österreichischen Sektion der Reparationskommission zugekommenen Note zur Kenntnis, worin 

das Projekt der Abhaltung einer Handels- und Finanzkonferenz in Preßburg zur Regelung der 

wirtschaftlichen Fragen der Nachfolgestaaten erörtert und die Stellungnahme der 

österreichischen Regierung hiezu erbeten wird. Zu dieser Konferenz, deren Programm in der 

Note genau umschrieben wird, hätten die in der österreichischen Sektion der 

Reparationskommission vertretenen beteiligten Staaten, ferner Österreich und Ungarn je einen 

Vertreter der Bundesministerien für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, für 

Verkehrswesen und für Finanzen, sowie zwei Delegierte der Industrie und je einen Delegierten 

des Handels und der Banken zu entsenden. Amerika, England und Frankreich würden gleichfalls 

offiziell vertreten sein. Der Vorsitzende schlägt vor, der Reparationskommission mitzuteilen, 

dass die österreichische Staatsregierung diesem Projekte zustimme und bereit sei, Delegierte zu 

dieser Konferenz zu entsenden. 

Sektionschef Dr. G r ü n b e r g e r verweist auf die große Bedeutung; die den 

Ernährungsfragen im Verkehr der Nationalstaaten untereinander zukomme: Er bitte daher; in der 

Antwortnote auf diesen Punkt besonders aufmerksam zu machen und dafür Vorsorge zu treffen, 

dass nötigenfalls auch ein Vertreter des Staatsamtes für Volksernährung den Beratungen 

zugezogen werde. 

Der Kabinettsrat pflichtet dieser Auffassung bei und genehmigt im Übrigen den Vorschlag 

des Vorsitzenden. 
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3. 

Wirtschaftliche Verhandlungen mit Ungarn. 

Der V o r s i t z e n d e teilt mit, dass der ungarische Gesandte Dr. G r a t ihm am gestrigen 

Tage die offizielle Einladung der ungarischen Regierung zu Verhandlungen über den 

wirtschaftlichen Verkehr mit Ungarn, die zum Abschlusse eines dauernden Handelsvertrages 

führen sollen, überbracht und das Ersuchen gestellt habe, der Staatssekretär fur Handel und 

Gewerbe, Industrie und Bauten möge sich in den nächsten Tagen zur Führung dieser 

Verhandlungen nach Budapest begeben. Staatssekretär H e i n l beabsichtige dieser Einladung 

Folge zu leisten. 

 

Der Kabinettsrat nimmt diese Mitteilung zustimmend zur Kenntnis. 

 

4. 

Holzkaufvertrag mit der Firma S. Glesinger. 

Staatssekretär H a u e i s berichtet, dass die im Sinne des Kabinettsratsbeschlusses vom .23. 

Juli d. J. mit der Firma S. Glesinger geführten Vergleichsverhandlungen in Angelegenheit des 

mit dieser Firma seinerzeit abgeschlossenen Holzabstockungsvertrages zu einem günstigen 

Ergebnisse geführt haben. Die Firma habe sich einerseits zu einer ausreichenden Belieferung der 

Wörther-Werke, andererseits zu einer namhaften Erhöhung der Holzübernahmspreise bereit 

erklärt. 

Nach dem Antrage des sprechenden Staatssekretärs genehmigt der Kabinettsrat das mit der 

Firma Glesinger abgeschlossene Übereinkommen. 

 

5. 

Forderungen der Staatsangestellten. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h gibt dem Kabinettsrate bekannt, dass bei den mit der 

paritätischen Lohnkommission geführten Verhandlungen eine Einigung auf Grundlage der vom 

Kabinettsrate heute vormittags beschlossenen Zugeständnisse erzielt worden sei. 

Im Anschlusse daran sei von den Vertretern der Pensionisten eine Reihe von Forderungen 

erhoben worden. Redner habe sich auf die Erklärung beschränkt, er werde diese Forderungen 

dem Kabinettsrate zur Kenntnis bringen und dahin wirken, dass der wirtschaftlichen Not der 

Pensionisten wenigstens teilweise Rechnung getragen werde. 

Der Kabinettsrat nimmt diese Mitteilungen zur Kenntnis und beschließt, das Ergebnis der 
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Verhandlungen im Wege eines amtlichen Communiqués zu verlautbaren, in welchem auch auf 

die Notwendigkeit der baldigsten Schaffung einer endgiltigen Besoldungsordnung sowie des 

Abbaues der überzähligen Staatsangestellten, endlich auf die zu Gunsten der Pensionisten in 

Aussicht genommenen Maßnahmen hinzuweisen sein wird. 

 

6. 

Ernennung österreichischer Mitglieder des britisch-österreichischen und des französisch-

österreichischen Schiedsgerichtshofes. 

Der V o r s i t z e n d e verweist darauf, dass nach Artikel 256 des Staatsvertrages von St. 

Germain binnen 3 Monaten nach dessen Inkrafttreten zwischen jeder alliierten und assoziierten 

Macht einerseits und der Republik Österreich andererseits ein aus drei Mitgliedern bestehender 

gemischter Schiedsgerichtshof zu bilden sei. Jede der beteiligten Regierungen habe eines dieser 

Mitglieder zu ernennen und zu besolden, während der Vorsitzende auf Grund einer Vereinbarung 

zwischen den beiden beteiligten Regierungen ausgewählt werde. Letztere tragen seine Bezüge 

ebenso wie die gemeinsamen Auslagen jedes Gerichts zur Hälfte. 

Die königlich britische Regierung, die als erste an die Vorbereitungen zur Errichtung dieser 

Tribunale geschritten sei, habe durch ihren hiesigen Gesandten dem Staatsamt für Äußeres 

mitteilen lassen, dass sie zum britischen Mitgliede des britisch-österreichischen 

Schiedsgerichtshofes, der in London zusammentreten soll, den königlichen Rat Heber H a r t 

bestellt habe und nunmehr der baldigen Ernennung des österreichischen Mitgliedes 

entgegensehe. 

Das Staatsamt für Äußeres habe hierauf die britische Regierung bitten lassen, der Republik 

Österreich mit Rücksicht auf den Stand ihrer Finanzen die aus der Errichtung des 

Schiedsgerichtshofes im Auslande erwachsenden enormen Kosten zu ersparen und als dessen 

Sitz Wien in Aussicht zu nehmen. 

Da die britische Regierung von der Wahl Londons als Sitzes dieses gedachten 

Schiedsgerichtshofes nicht abgehen zu können erklärt habe, sei es im Interesse der 

österreichischen Finanzen wünschenswert erschienen, als österreichischen Schiedsrichter eine 

Persönlichkeit auszuersehen, die, bei voller Eignung für dieses Amt, sich in solchen materiellen 

Verhältnissen befinde, dass sie, womöglich ohne auf staatliche Bezüge angewiesen zu sein, ihre 

Aufgabe in London zu versehen in der Lage wäre. Von diesem Gesichtspunkte ausgehend, habe 

das Staatsamt für Äußeres für die österreichische Schiedsrichterstelle in erster Linie den Direktor 

der österreichischen Kreditanstalt, Dr. Paul H a m m e r s c h 1 a g vorgeschlagen, der durch 

seine reichen wirtschaftlichen Erfahrungen und seine umfassenden Kenntnisse des 
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zwischenstaatlichen Rechtes hiefür hervorragend geeignet erscheine, in den Kreisen der in-

ternationalen Geschäftswelt vorteilhaft bekannt sei und sich überdies bereit erklärt habe, 

gegebenenfalls auf jede Entschädigung seitens des österreichischen Staates zu verzichten. 

Dr. H a m m e r s c h 1 a g sei auch zum österreichischen Mitgliede des französisch-

österreichischen Schiedsgerichtshofes ausersehen gewesen, dessen Besetzung unsererseits 

jedoch noch von der Bereinigung der Frage abhing, ob Wien oder Paris als sein Sitz in Aussicht 

genommen werde. Mittlerweile habe die französische Regierung sich für Paris ausgesprochen 

und gleichzeitig unter Hinweis auf die im Artikel 256 des Staatsvertrages von St. Germain 

vorgesehene dreimonatige Frist die umgehende Designierung des österreichischen 

Schiedsrichters betrieben. 

Mit Rücksicht auf die vorzügliche Eignung Dr. H a m m e r s c h s c h l a g s zum 

Schiedsrichteramte und seine Bereitwilligkeit, auf staatliche Bezüge zu verzichten, seien die 

beteiligten Staatsämter übereingekommen, ihn primo et unico loco zum österreichischen 

Mitglied bei den gemischten Schiedsgerichten in London und Paris zu designieren. 

Die Notwendigkeit, der französischen Regierung auf ihre Urgenz hin sogleich den 

österreichischen Schiedsrichter namhaft zu machen, habe nicht gestattet, vorerst den Kabinettsrat 

formell mit der Angelegenheit zu befassen. Die Staatskanzlei, beziehungsweise das Staatsamt für 

Äußeres sei daher auf kurzem Wege mit den beteiligten Staatssekretären für Justiz und für 

Finanzen in Verbindung getreten und habe mit deren Zustimmung am 30. Oktober d. J. den 

Regierungen Frankreichs und Großbritanniens die Ernennung des Dr. H a m m e r s c h l a g zum 

österreichischen Schiedsrichter notifiziert. Bei dieser Gelegenheit sei auch der französischen 

Regierung bekannt gegeben worden, dass die Regierung der Republik Österreich mit der Wahl 

des Herrn De La B a r r a zum Präsidenten des französisch-österreichischen Schiedsgerichtshofes 

einverstanden sei. 

Was die Wahl des Vorsitzenden des britisch-österreichischen Schiedsgerichtshofes anbelange, 

so habe sich die königlich britische Regierung einen Vorschlag darüber vorbehalten. Da die 

Aktivierung dieses Tribunals sich verzögern würde, wenn das Staatsamt für Äußeres wegen der 

Wahl des Vorsitzenden neuerlich an die österreichische Staatsregierung herantreten müsste, 

schiene es zweckmäßig, ihm unter einem die Ermächtigung zu erteilen, namens der Regierung 

der Republik Österreich mit jener Großbritanniens ohne weiteres über die Designierung des 

Präsidenten eine Vereinbarung zu treffen. 

Der sprechende Staatssekretär stelle daher den Antrag, der Kabinettsrat wolle 

1.) die erfolgte Besetzung des britisch-österreichischen und des französisch-österreichischen 

Schiedsgerichtshofes nachträglich genehmigen und 
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2.) das Staatsamt für Äußeres ermächtigen, ohne weitere Befassung des Kabinettsrates 

einvernehmlich mit der königlich britischen Regierung eine geeignete Persönlichkeit zum 

Schiedsgerichtspräsidenten auszuwählen. 

Der Kabinettsrat erhebt den gestellten Antrag zum Beschluss. 

 

7. 

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für Finanzen, betreffend die Umwandlung der alten 

Kronenguthaben von Altausländern in deutschösterreichische Kronenguthaben. 

Nach einer Mitteilung des Staatssekretärs Dr. R e i s c h hätten die Vertreter der Wiener 

Großbanken in der letzten Zeit bei wiederholten Besprechungen darauf hingewiesen, dass für sie, 

seitdem die österreichisch-ungarische Bank infolge der Anordnung der Liquidatoren 

ungestempelte Noten nunmehr mit dem Aufdrucke „Ausgegeben nach dem 4. Oktober 1920“ 

ausgebe, in der Trage der alten Kronenguthaben eine unhaltbare Lage entstanden sei. Da diese 

Noten von ihren Komittenten allgemein abgelehnt würden, andererseits ungestempelte Noten 

ohne Aufdruck nicht mehr oder auf dem Markte nur mit erheblichem Agio beschaffbar seien, 

ergebe sich nämlich eine förmliche Immobilisierung der alten Kronen-Guthaben, was uns kredit- 

und währungspolitisch, namentlich im Altauslande, außerordentlich schade. 

Wolle man diesen Klagen, denen eine Berechtigung nicht abgesprochen werden könne, 

abhelfen, erübrige kein anderer Ausweg als zu Gunsten der altausländischen Gläubiger die 

generelle Konvertierung ihrer alten Kronen-Guthaben in deutschösterreichischen Kronen zu 

verfügen. § 6. al. 4 der Vollzugsanweisung vom 26. März St.G.Bl.Nr. 191, wonach „bare 

Auszahlungen in deutschösterreichischen Noten aus alten Kronen-Konti nur mit Genehmigung 

des Staatssekretärs für Finanzen zulässig sind", biete eine Handhabe, diese Verfügung auf Basis 

der eben zitierten Vollzugsanweisung zu treffen. 

Rücksichtlich aller anderen Guthaben „alter Kronen-Rechnung“ als jenen von Altausländern, 

namentlich rücksichtlich jener von Nationalstaatsgläubigern, hätten die bisherigen 

Bestimmungen weiterzugelten, wonach bare Auszahlungen aus solchen in ungestempelten Noten 

zu erfolgen haben und die ausnahmsweise Bewilligung der Auszahlung in 

deutschösterreichischen Banknoten der Genehmigung des Staatssekretärs für Finanzen 

vorbehalten ist. Da aber die österreichisch-ungarische Bank ab 6. Oktober l. J. den 

Kreditinstituten nur- mehr ungestempelte Noten mit Aufdruck zur Verfügung stelle, wären die 

Gläubiger aus solchen Guthaben zur Annahme dieser Noten ausdrücke lieh zu verpflichten. Die 

rechtliche Grundlage für eine solche Verfügung ergebe sich aus dem Zusammenhalte der 

Bestimmungen des § 6 und des § 4 der Vollzugsanweisung vom 25. März 1919. 
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Redner beabsichtige die einschlägigen Verfügungen im Wege einer Vollzugsanweisung zu 

treffen und bringe dies dem Kabinettsrate lediglich wegen der wirtschaftlichen Bedeutung der 

Angelegenheit zur Kenntnis. 

Der Kabinettsrat nimmt die Mitteilungen des Staatssekretärs für Finanzen zustimmend zur 

Kenntnis und ladet ihn über Wunsch des Staatssekretärs H e i n l ein, vor Erlassung der 

Vollzugsanweisung noch mit dem Staatsamte für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten das 

Einvernehmen zu pflegen. 

 

8. 

Projekt eines Whisky-Importes gegen Gewährung eines Dollarkredits. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h führt aus, dass ein amerikanisches Konsortium der 

österreichischen Regierung vorgeschlagen habe, ein Quantum von ungefähr 2 Millionen 

Gallonen Whisky nach Österreich auf Freilager zu bringen, hier in Flaschen umzufüllen, zu 

etikettieren und von hier aus kommerziell zu verwerten. 2 ½ % des Gesamtquantums, das ist 

50.000 Gallonen, sollen für den österreichischen Inlandskonsum bestimmt, der Rest solle von 

Österreich aus in andere Länder ausgeführt werden. Für die Erlaubnis der Einfuhr und der 

Manipulation im Freilager würden der österreichischen Regierung folgende Leistungen 

angeboten: 

1.) Eine Beteiligung an den im Inland Über 450 K pro Flasche (von 0`7 Litern) erzielten 

Preis. Je höher der Überpreis, desto größer soll die dem Staate zufallende Quote sein, indem sie 

von 25% bis zu 75%, je nach der Höhe des Preises, steigen soll. Freilich galt diese Proposition 

zu einer Zeit, da der Dollar 225 K stand und dürfte heute kaum aufrechterhalten werden, da die 

Proponenten nach ihren Angaben jedenfalls 2 Dollar pro Flasche für sich als Minimum erreichen 

müssen. Wahrscheinlich müsste also heute, wo der Dollar über 400 K steht, von einem höheren 

Minimalpreise (etwa 800 K) ausgegangen werden, womit die Chancen der staatlichen 

Gewinnquote natürlich fallen. 

2.) Bezüglich des Auslandsgeschäftes erhält der Staat einen 5-jährigen 6%igen Dollarkredit, 

indem 2/3 des Überpreises, der über den Mindestpreis von 5'82 1/2 Dollar pro Gallone hinaus 

erzielt wird, dem Staate als Kredit überlassen werden. A conto dieses Kredites werden dem Staat 

von jeder exportierten Gallone 4 Dollar als Anzahlung gutgeschrieben. Dieser Kredit versteht 

sich für das ganze Quantum, auch wenn es nicht nach Österreich hereingebracht, sondern 

außerhalb Österreichs verwertet wird, wofür die Anglo- Bank als Treuhänder bestellt werden 

soll. Der gewährte Kredit soll nach Verfall in Kronen oder in Waren, welche die Kreditgeber in 

Österreich einkaufen, rückzahlbar sein. 
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Wie hoch der Gewinn des Staates aus dem in den Inlandskonsum eingehenden Whisky sein 

werde, lasse sich nicht veranschlagen. 

Da eine Flasche von 0´7 Litern nach dem heutigen Wechselkurs mindestens 800 K kosten 

müsste, so käme der Deciliter Whisky auf etwa 115 K. Es bleibt sehr fraglich, ob sich der Preis 

wesentlich höher treiben lässt. 

Was den Kredit betreffe, so lasse sich seine Höhe aus gleichen Gründen nicht veranschlagen. 

Gesetzt den Fall, es ließe sich erreichen, dass die von den Proponenten bei der Ausfuhr zu 

erlegende Kreditanzahlung von 4 Dollar per Gallone uns in jedem Falle verbliebe, also ohne 

Rücksicht auf den faktischen Überpreis und darauf, ob die 4 Dollar die 2/3 des Überpreises nicht 

etwa schon überschreiten, so würden wir sukzessive zu einem Gesamtkredit von 7´8 Millionen 

Dollar gelangen. 

Als das Projekt im Dezember v. J. zum ersten mal die Regierung beschäftigte, sei den 

Proponenten im Prinzipe die Gestattung von Durchfuhr und Manipulation in Österreich in 

Aussicht gestellt worden, doch sei damals von einer Zulassung einer Quote des Whiskys zum 

inländischen Konsum nicht die Rede gewesen, vielmehr sollte alles wieder zur Ausfuhr gelangen 

und wurde überdies versprochen, einen relativ hohen Kredit von 10 bis 12 Millionen Dollar zu 

garantieren. 

Eine Garantie zu stellen, erklären sich die Proponenten außer Stande. 

Der sprechende Staatssekretär beantrage, die Proposition endgiltig abzulehnen, und zwar aus 

folgenden Gründen: 

1.) Die Zulassung eines hochwertigen Schnapses zum inländischen Konsum gäbe Anlass zu 

sehr unangenehmer öffentlicher Kritik. So lange wir selbst wichtige Bedarfsartikel nur 

beschränkt zur Einfuhr zulassen können, sei es schwer zu vertreten, wenn man einen 

Luxusschnaps in erheblichen Umfang zur Einfuhr zulässt; wir hätten hier aber die Einfuhr von 

227.000 Litern 60%igen Schnapses zuzulassen. Wenn nicht mehr als der Minimalpreis von 6 

Dollar per Gallone erzielt werde (das ist 5`82 ½ + Fracht etc. loko Wien), so ergebe sich eine 

Belastung der österreichischen Volkswirtschaft und Zahlungsbilanz mit 300.000 Dollar, nach 

heutigem Kurs 120 Millionen Kronen. Diese Belastung könne sich, wenn sich die Hoffnung der 

Proponenten auf höheren Preis verwirklicht, bis zu 1/2 Millionen Dollar und mehr steigern. Der 

öffentlichen Kritik könnte nur dann mit Grund entgegengetreten werden, wenn die Vorteile, die 

der österreichischen Volkswirtschaft aus den angebotenen Emolumenten zukommen, genügend 

groß wären. Dies sei aber nicht der Fall. 

Denn 2.) sei der zugesicherte erhebliche Dollarkredit, den die Regierung der Industrie zur 

Erleichterung des Bezuges von Kohle und Rohstoffen zur Verfügung zu stellen gedachte, in den 
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definitiven Propositionen nicht nur außerordentlich zusammengeschrumpft, sondern nach Höhe 

und Tempo der Verfügbarkeit ganz ungewiss. Weder haben wir irgend ein Urteil darüber, ob 

sich wirklich ein Preis erzielen, ließe, der erheblich über 5`82 1/2 Dollar pro Gallone liegt, noch 

können uns die Proponenten eine Garantie dafür geben, dass ein bestimmter Minimalbetrag 

innerhalb einer angemessenen kurzen Frist sichergestellt wird. Wenn es den Proponenten nicht 

gelinge, ihre Geschäfte innerhalb kurzer Zeit mit erheblichem Profit abzuwickeln, können Jahre 

vergehen, bevor wir einen irgendwie in die Wagschale fallenden Betrag an Dollarkredit erhalten. 

Eine schriftliche Zusicherung der Guaranty Trust Co., welche angeblich hinter dem ganzen 

Geschäft stehen soll, vermögen die Proponenten nicht beizustellen. 

Aus allen diesen Gründen habe sich die Finanzverwaltung bisher gegen die Anträge 

ablehnend verhalten. Redner bitte daher, der Kabinettsrat möge den Staatssekretär für Finanzen 

ermächtigen, den Proponenten endgiltig die Ablehnung ihrer Vorschläge mitzuteilen. 

Staatssekretär H e i n l will dem Antrage auf Ablehnung nicht entgegentreten, glaubt aber 

bemerken zu sollen, dass er in einem früheren Stadium der Verhandlung von dem Vertreter des 

Staatsamtes für Finanzen ersucht worden sei, in dieser Sache behufs Erlangung günstigerer 

Propositionen zu intervenieren. Wiewohl er diesem Ansuchen Rechnung getragen und 

tatsächlich ein Entgegenkommen auf Seite des Konzerns erzielt habe, nehme nunmehr das 

Staatsamt für Finanzen ohne weitere Fühlungnahme mit dem Staatsamte für Handel und 

Gewerbe, Industrie und Bauten eine ablehnende Haltung ein. Er müsse darauf bestehen, dass in 

künftigen derartigen Fällen auf ein einheitliches Zusammenwirken der beteiligten Staatsämter 

Bedacht genommen werde. 

Der Kabinettsrat pflichtet dieser Auffassung bei und erteilt gleichzeitig dem Staatssekretär für 

Finanzen die Ermächtigung, den Proponenten endgiltig die Ablehnung ihrer Vorschläge 

mitzuteilen. 

 

9. 

Besondere Maßnahmen zugunsten der Angestellten einzelner Dienstorte der Südbahn. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h erinnert daran, dass mit Kabinettsratsbeschluss vom 9. Juli d. J. 

den Zivilstaatsangestellten, die ihren Amtssitz in einem der Dienstorte Baden, Vöslau-Gainfarn, 

Wr. Neustadt, Mödling, Hinterbrühl, Brunn am Gebirge, Maria Enzersdorf am Gebirge, 

Leobersdorf, Dittmannsdorf, Berndorf, Neunkirchen, Felixdorf?, Tarnitz, Gloggnitz, Payerbach, 

Reichenau, Semmering haben, zur Erleichterung ihrer Lebensführung mit Rückwirkung vom 1. 

März 1920 für die Zeit des Andauerns der gegenwärtigen außerordentlichen 

Teuerungsverhältnisse in diesen Orten, längstens bis sum 31. Oktober 1920, ganz 
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ausnahmsweise eine monatliche Geldaushilfe bewilligt worden sei, die für die 

Zivilstaatsangestellten in den Dienstorten Baden, Vöslau- Gainfarn und Wr. Neustadt mit 2/3, für 

die übrigen vorstehend genannten Dienstorte mit 1/3 des Unterschiedes zwischen den Bezügen 

der Bezugsklasse I a, in welche diese Orte auf Grund der Vollzugsanweisung der Staatsregierung 

vom 10. Juli 1920, St.G.Bl. Nr. 292, eingereiht sind, und jenen Bezügen zu bemessen ist, die 

diesen Zivilstaatsangestellten zukommen würden, wenn ihr Dienstort in die Bezugsklasse I 

eingereiht wäre. 

Nunmehr stellen die Bediensteten das Verlangen, dass diese bereits gewährte Geldaushilfe 

auch über den Oktober hinaus weitergezahlt werde. 

Redner stehe nach wie vor auf dem Standpunkte, dass jede derartige Maßnahme, die einzelne 

Orte über das gesetzlich festgelegte Ausmaß hinaus gegenüber anderen Orten herausheben soll, 

äußerst bedenklich sei, weil sie geeignet erscheine, das ganze bisherige Ortsklassensystem, das 

nach mancherlei Schwierigkeiten vom Gesetzgeber gutgeheißen wurde, wieder faktisch 

aufzuhaben. 

Da jedoch die Teuerungsverhältnisse in diesen Orten bis nun keine Abschwächung, sondern 

eher noch eine Verschärfung erfahren haben, sei nun allerdings für die weitere Gewährung dieser 

Geldaushilfe eine gewisse Grundlage gegeben. 

Mit Rücksicht darauf, dass im Falle der Ablehnung des Verlangens dieser Angestellten 

eventuell sogar recht unliebsame Wirkungen zu gewärtigen wären, die zu einem späteren 

Nachgeben zwingen könnten, stelle der sprechende Staatssekretär den Antrag, trotz der auch 

derzeit von ihm noch aufrechterhaltenen Bedenken die mit dem Kabinettsratsbeschlusse vom 9. 

Juli 1920 nur bis Ende Oktober 1920 gewährte Begünstigung noch für eine weitere Zeit 

zuzuerkennen, wobei aber diese Begünstigung vorläufig nur bis Ende d. J. zu gewähren wäre. 

Der Kabinettsrat beschließt im Sinne des gestallten Antrages. 

 

10. 

Äußerung des Staatsamtes für Finanzen zu dem von den Liquidierungsinspektoren an die 

Nationalversammlung erstatteten Tätigkeitsbericht vom 8. Juli 1920. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h unterbreitet entsprechend seiner in der Sitzung das Kabinettsrates 

am 17. August d.J. abgegebenen Erklärung eine Äußerung des Staatsrates für Finanzen zu dem 

von den Liquidierungsinspektoren an die Nationalversammlung erstatteten Tätigkeitsbericht vom 

8. Juli 1920 und erbittet sich vom Kabinettsrate die Ermächtigung, diese Äußerung dem 

Nationalrate ebenso zur Verteilung bringen zu dürfen, wie dies mit. dem Tätigkeitsberichte der 

Liquidierungsinspektoren geschehen sei. 
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Gleichzeitig beantragt Redner, in die Erörterung der Frage einzutreten, ob die Institution der 

Liquidierungsinspektoren angesichts der bereits weitvorgeschrittenen Abwicklung überhaupt 

noch beizubehalten, oder aber eine entsprechende Novelle zum Austrifizierungsgesetze, durch 

welches diese Kontrolle aufgehoben wird, einzubringen wäre. 

Der Kabinettsrat genehmigt die Vorlage der Äußerung an den Nationalrat und beschließt über 

Antrag des Vorsitzenden, auf die Frage der allfälligen Aufhebung der Institution des 

Liquidierungsinspektorates vorläufig nicht einzugehen, die Entscheidung hierüber vielmehr dem 

Nationalrate zu überlassen. 

 

11. 

Ausscheidung der Agenden der Staatsgebäudeverwaltung in Wien aus dem Wirkungskreise 

der niederösterreichischen Landesregierung. 

Nach einem eingehend begründeten Antrage des Staatssekretärs H e i n l genehmigt der 

Kabinettsrat die Ausscheidung der Geschäfte der Staatsgebäudeverwaltung in Wien aus dem 

Wirkungskreis der niederösterreichischen Landesregierung und ihre Übertragung an eine dem 

Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten unmittelbar unterstehende Dienststelle. 
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[KRP 234, 3. November 1920, 21 Uhr, Stenogramm Fenz] 
 
234., 3. /XI., 9 Uhr abends. 
[Zugezogen]: Grimm, Pergelt. 
 
 
Breisky: Pers.[onalangelegenheit]. 

[Ernennung von] Ambros Gut am staat[lichen] Reform-Realgymnasium in Kufstein 
[zum] Gymnasial-Direktor am St.[aats]-Gym.[nasium] Bregenz. 

Angenommen. 
 
 
Reisch: Leiter des Mil.[itär]-Liquidierungsamtes Hornik. 

[Ich beantrage, daß] der gegenwärtige Leiter des Militär-Liquidierungsamtes für die 
Dauer seiner Funktion [den Titel] Präsident des M.L.A. [Militär-Liquidierungsamtes] 
führen darf. 

Angenommen. 
 
 
Roller: [Es handelt sich um den] ältesten Hofrat des Obersten Gerichtshofes. [Er] hat die 

Gebühren des Obersten Gerichtshofes. [Verleihung] des Titels eines Senatspräsidenten. 
Angenommen. 
 
 
[Mayr]: Telegramm aus Klagenfurt. Die christlichsoziale Parteileitung erblickt in dem Beschluß 

der Hauptwahlbehörde bei der Verteilung der Reststimmen[mandate] eine höchst 
ungerechte Behandlung der staatstreuen Kärntner. 

[Beschluß]: [Übermittlung an] Breisky zur Beantwortung. 
 
 
Mayr: Zuschrift der Reparations-Commission [bezüglich] der Preßburger Konferenz. 

< >. 
In der Antwort wäre darauf hinzuweisen, daß der Kabinettsrat diesem Unternehmen 

zugestimmt hat. 
Grünberger: Wenn auch das Programm eng umschrieben zu sein scheint, so glaube ich doch, 

daß hinsichtlich des Verkehrs der Nationalstaaten untereinander die Ernährungsfrage 
eingreift in die einzelnen Punkte. Ich bitte, daß in der Antwortnote auf die 
Ernährungsfrage aufmerksam gemacht wird und daß die österreichischen Delegierten 
einen Vertreter des Volksernährungsamtes beiziehen, wenn es notwendig wird. 

Roller: Gestern [war] in der Zeitung eine Äußerung Zahradnik's, der gleich von vornherein die 
Möglichkeit ausgeschlossen haben will, daß daraus eine Donaukonföderation entsteht 
und die Bedingungen aufzählt, unter welchen die Č[echoslovaken] teilnehmen werden an 
der Konferenz. 

Ich halte [es] für notwendig, daß man den mitteleuropäischen Verkehrsskandal 
beseitigt. Ich bitte um die Feststellung - Berührung der politischen Seite. 

Mayr: Von Politik darf nach Goode nicht die Rede sein. Da die österreichische Sektion 
zugestimmt hat, so hat auch Zahr[adnik] zugestimmt. In der Presse würde auch betont 
werden, daß es sich um keine politische Sache handelt sondern nur um rein 
wirtschaftliche Fragen. 

Breisky: -. 



234 – 1920-11-03  14 
 

[Beschluß]: Genehmigung, daß man darauf hinweist, daß die Staatsregierung sich einverstanden 
erklärt hat. 

 
 
Mayr: Ich habe - der Čechoslovakei zum Jahrestag ihrer Konstituierung der Republik ein kurzes 

Telegramm geschickt habe und habe ein sehr freundliches Antworttelegramm erhalten. 
 
 
Mayr: Gratz hat mir gestern die offizielle Einladung der ungarischen Regierung überbracht zu 

Verhandlungen über den wirtschaftlichen Verkehr mit Ungarn, der sich in einen 
dauernden Handelsvertrag umgestalten soll. Er ersucht, daß Heinl demnächst nach 
Budapest kommen soll. Darüber kommt auch [eine] Notiz in die Zeitungen. 

 
 
Haueis: Der Vertragsabschluß mit Glesinger hat [am] 20. V. und 15. VII. den Kabinettsrat 

befaßt. Am 20. V. wurde verlangt, das der Holzübernahme[preis] um 1 Fr. erhöht wird 
und [er] 4.000 Festmeter drei Jahre jährlich an die Wörther-Werke abgibt. Am 15. /7. 
wurde verlangt, daß [von der Firma eine] Erhöhung des Preises zugestanden wird und 
daß sie mehr Holz liefert. 

[Es wurde ein] Übereinkommen getroffen, daß sie mehr liefern und die Wörther-
Werke [haben] gegen das Vergleichsprotokoll keine Einwendung [erhoben]. Die Firma 
hat die Preise erhöht, jetzt [laufen] Verhandlungen wegen [einer] neuen Erhöhung. 
Gl.[esinger] [ist] bereit, für Kiefern und Fichtenholz 9 Fr., für Lärchen und Rotbuchen 
11 Fr. und für Edellaubhölzer 14 Fr. [zu zahlen], 4 Fr. für Brennholz. Die Firma hat sich 
also zu wesentlichen Konzessionen bereit erklärt. Nach dem heutigen Kurs berechnet für 
Brennholz wären das 514 Kronen 30 Heller. 

Die Forst- und Domänendirektion hat gemeldet, daß sehr viel Holz am Platz liegt. 
[Ich] beantrage die Genehmigung des Vertrages. 

Roller: Wäre zu genehmigen. 
Miklas: -. 
Heinl: Vom Standpunkt des Staatsamtes für Handel [ist] nichts einzuwenden. 
Genehmigt. 
 
 
Reisch: Aufgrund der Besprechung des heutigen Kabinettsrates [fanden] die Verhandlungen mit 

der par.[itätischen] Lohnkommission [statt]. Die Zugeständnisse wurden akzeptiert. 
Die untersten Kateg.[orien] des Gehaltsschemas waren wenig befriedigt, weil sie, 

wenn sie [eine] große Familie haben, auf das Minimum von 2.400 Kronen angewiesen 
sind. Aber sie haben sich zufrieden gegeben, sich aber vorbehalten demnächst, wenn es 
die wirtschaftliche Notlage erfordert, mit neuen Forderungen an den Kabinettsrat 
heranzutreten. 

Die Provinz-Vertreter haben [eine] Verringerung der Spannung zwischen Wien und 
den übrigen Ortsklassen verlangt. Wir haben ziffernmäßig nachgewiesen, daß keine 
Erhöhung der Spannung eingetreten ist, im Gegenteil. 

Die Anträge wurden unvermindert angenommen. 
Große Schwierigkeiten [entstanden] durch die Pensionisten. Sie haben eine Reihe von 

Forderung gestellt: Aufhebung der verschiedenen Kategorien der Altpensionisten, 
Gleichstellung der Altp.[ensionisten] auf der Grundlage des März-Pensionsgesetzes; 35 
% Erhöhung der Pension und Zugestehung aller wirtschaftlichen Begünstigungen der 
Akt[iven]; die nähere Beratung dieser Forderungen durch Vertreter des Staatsamtes für 
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Finanzen mit den Pensionisten. Da es sehr lange dauern wird, [verlangten sie eine] 
Verdoppelung der Zulage von 300 Kronen auf 600 Kronen. 

Ich habe gesagt, daß mir diese Forderungen vollständig neu sind; daß sie daher nicht 
erwarten können, daß ich sofort zustimme und ich auch keine Ermächtigung des 
Kabinettsrates habe und mich daher nur verstehen kann, dem Kabinettsrat [davon] 
Mitteilung zu machen und eventuell dahin zu wirken, daß ihrer wirtschaftlichen Notlage 
wenigstens teilweise Rechnung getragen wird. 

Der Komplex der Pensionsfrage ist ebenso schwierig als kostspielig. Die 
Durchrechnung der gestellten Forderungen ergibt [ein] Mehrerfordernis von 500 
Millionen im Jahr. Es wird sich daher [darum] handeln, einen Modus zu finden, der - in 
möglichst wenig präjudiz[ieller] Form den Pensionisten etwas zu geben, dieses 
Zugeständnis aber bei der Angleichung einzurechnen. 

Ich bin noch nicht in der Lage, Vorschläge zu machen. [Ich] bitte, in der ersten 
Sitzung nächste Woche Vorschläge machen zu dürfen. Man könnte schon jetzt 
verlautbaren, daß Erleichterungen geschaffen werden. 

Miklas: Wieviel macht die Angleichung der Pensionen an die Wiener aus? 
Reisch: Ca. 500 Millionen Kronen. 
Zur Kenntnis. 
Mayr: [Der Kabinettsrat ist] bezüglich der Pensionisten einverstanden, daß das Staatsamt für 

Finanzen Vorschläge macht. 
[Es ist] zuzustimmen, daß dem Verlangen der par.[itätischen] Lohnkommission 

entsprechend von dieser ein Comm.[uniqué] verlautbart wird mit nackten Tatsachen. Es 
fragt sich [aber], ob nicht auch vom Kabinettsrat eine Veröffentlichung erfolgen soll [mit 
einem] Hinweis auf die Besoldungsordnung und den Abbau. Es macht sich unangenehm 
bemerkbar, daß immer die Arbeitnehmer einseitige Veröffentlichungen machen und die 
Regierung schweigt. 

Breisky: Mir schiene auch eine Verlautbarung zweckmäßig. [Es] wäre aber wünschenswert, 
wenn man den Text der par.[itätischen] Lohnkommission kennen würde. 

Mayr: Es wird nichts anderes gesagt, als die nackten Tatsachen. 
Reisch: Ich glaube, daß es nicht notwendig ist, daß man - wieder eine Besoldungsordnung 

anzukündigen. Denn das wird die künftige Regierung tun müssen. 
Mayr: Die Reparations-Commission würde sehen, daß man etwas tut. 
Heinl: [Ich] bin für eine Verlautbarung im Gegenstand. Ich hielte es auch [für] zweckmäßig, 

daß man über den Stand der Besoldungsreform etwas sagt. 
[Beschluß]: Verlautbarung in die morgigen Nachmittagsblätter. 
Miklas: Die Öffentlichkeit wird sich auch über die Bedeckungsfrage interessieren. 
Angenommen. 
 
 
Mayr: Ernennung der österreichischen Mitglieder für das Schiedsgericht in London - 

Hammerschlag, Schey. [Eine] Besprechung im Staatsamt für Äußeres hat ergeben, daß 
man von Schey absehen kann, daß aber niemand anderes übrig bleiben wird als 
H.[ammerschlag], der in jeder Hinsicht geeignet ist. 

In der gleichen Weise wird auch für den französisch-österreichischen 
Schiedsgerichtshof H.[ammerschlag] bereits nominiert, weil von Frankreich schon sehr 
gedrängt wurde. 

[Ich] bitte um die nachträgliche Genehmigung. 
Heinl: Was die Qualifikation anbelangt, so ist sie zweifellos sehr groß. Mit Rücksicht auf die 

erfolgte Bekanntgabe an die französische Regierung bleibt nichts anderes übrig, als [es] 
zu genehmigen. 
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Für das französische Schiedsgericht -. 
Grünberger: Unser gewesener Generalkonsul in Paris Richard Fürth lebt in Paris. Wenn es -. 
Angenommen. 
 
 
Breisky: In der Presse ist schon vielfach von der Verpfändung der Gobelins die Rede. Das 

Unterrichtsamt wird attackiert, daß es seiner Aufgabe, die Kunstschätze zu wahren, nicht 
nachkommt. Vielleicht könnte durch ein Comm.[uniqué] die Frage der Verpfändung der 
Gob.[elins] geklärt [werden] - und die interessierten Kreise beruhigt werden könnten. 
Vielleicht [ein] Comm.[uniqué] des Staatsamtes für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Unterrichtsamt. 

Grünberger: Goode hat gesagt: Ich hielte es nicht für schlecht, wenn von der Möglichkeit einer 
Verpfändung der Gob.[elins] die Rede wäre. 

Reisch: Ich weiß auch, daß Goode auf dem Standpunkt steht, daß er - es für die Durchbringung 
seiner Vorschläge gut wäre, wenn die Rede davon wäre, daß es Österreich so schlecht 
geht, daß man verpfänden muß. 

Zu [einem] Comm.[uniqué] [besteht] noch kein Anlaß. Ich habe erst [ein] Gesuch 
eingebracht, daß die Gob.[elins], die bereits verpfändet sind für die Rep.[arations]-
Comm.[ission], wieder freigegeben werden für [eine] anderweitige Verpfändung. Die 
Erlaubnis vom innerpolitischen Standpunkt haben wir schon. Denn wir haben ja ein 
Gesetz, wodurch wir ermächtigt sind, [daß wir] den Kunstbesitz soweit er nicht in 
geschlossenen Sammlungen sich befindet, veräußern oder verpfänden können. Es würde 
sich nur handeln -. 

Es ist also nichts Neues. 
Mayr: Dementieren kann man es also nicht. Es wird also wohl kein Comm.[uniqué] 

[hinaus]gegeben werden. Privat kann man ja Auskünfte geben. 
Breisky: Wenn Goode es zu Illustrat[ions]-Mitteln braucht, so ziehe ich meinen Antrag zurück. 
 
 
Reisch: In der währungspolitischen Verordnung vom 25. /III. '19 haben wir die Abstempelung 

der Noten verfügt und gleichzeitig verfügt, daß die Guthabungen, die Neu- und 
Altausländer in Österreich haben, nicht zur Abstempelung kommen, sondern als alte 
Kronenrechnung weiter geführt werden müssen und Auszahlung aus diesen K.[ronen-
Guthaben] in ungestempelten Noten zu erfolgen haben, außer wenn der Finanzminister 
[eine] besondere Bewilligung erteilt, daß diese Abhebungen in gestempelten Noten 
erfolgen [können]. 

Die Liqu.[idatoren] der österreichisch-ungarischen Bank haben [nun] verfügt, daß 
ungestempelte Noten nur ausgegeben werden dürfen mit dem Aufdruck 'Ausgegeben nach 
dem 4. X. '20'. Wir haben also zweierlei Noten. 

Es weigert sich der Verkehr, diese Noten anzunehmen. Die ungestempelten [haben] 
wieder [ein] größeres Agio gegenüber den gestempelten. Für die österreichischen 
Banken, welche diese alten Kronenrechnungen führen und sie nur in ungestempelten 
Noten erfüllen können, ist dadurch eine große Unannehmlichkeit erwachsen, weil sie 
keine ungestempelten Noten sich verschaffen können. Das hat zur Folge, daß sie Aufträge 
aus dem Altausland, Zinsen in solchen Kronen zu leisten, nicht durchführen können. 

Ich beabsichtige daher, von der mir erteilten Ermächtigung, statt ungestempelter 
gestempelte Noten zu verwenden, für die altausländischen Konten Gebrauch zu machen. 
Für die neuausländischen will ich es bei dem gegenwärtigen Zustand belassen. 

Ich teile dies mit, weil es an sich von großem wirtschaftlichen Interesse ist und weil 
ich der Anschauung bin, daß ich diese Verordnung ohne Kabinettsrat und ohne 
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Hauptausschuß hinausgeben kann, weil in dieser Verordnung die Verfügung des 
Staatssekretärs vorgesehen ist. 

Heinl: [Ich] bitte wegen der großen Tragweite, daß das Einvernehmen mit mir gepflogen wird. 
 
 
Reisch: Whisky. 
Heinl: [Ich] beschwere mich gegen die Behandlung der Angelegenheit durch das Staatsamt für 

Finanzen. 
Der Hauptverband der Industrie hat eine Eingabe gemacht, daß es sehr zweckmäßig 

wäre, das Geschäft durchzuführen, nachdem das Staatsamt für Finanzen ursprünglich 
erklärt hat, daß der Kredit frei der Industrie zur Verfügung gestellt wird. Renner und 
Reisch haben im Dezember '19 bereits die Einfuhr bewilligt. 

Inzwischen ist die Sache weiter verhandelt worden und es hat sich herausgestellt, daß 
die Verhandlungen nicht weitergegangen sind. Der Hauptverband hat interveniert, daß 
die Sache weitergeht. Mayr hat [eine] Besprechung einberufen. Hierbei hat Schwarzwald 
erklärt, daß [man die Sache durchführen kann], wenn die früheren Propositionen 
eingehalten werden bezüglich der Höhe des für jede Gallone zur Verfügung gestellten 
Kredits und das Quantum des im Inland abzugebenden Whiskys [mit] 5 % feststeht. Ich 
habe mich [dafür] eingesetzt, daß auf 2½ % herabgegangen wird. 

Jetzt hat das Staatsamt für Finanzen um die Ablehnung ersucht. Ich halte es nicht für 
zweckmäßig, daß ich so desavouiert werde, daß man mir ausdrücklich erklärt hat, es geht 
und ich eingewirkt habe, daß es akzeptiert wird nach Meinung des Staatsamtes für 
Finanzen [und] jetzt erklärt wird, daß es nicht geht. 

Ich stelle keinen Abänderungsantrag, bitte aber, daß das Staatsamt für Finanzen, 
wenn ein Mitglied des Kabinettsrates sich im Sinne des Staatsamtes für Finanzen betätigt, 
nicht eine conträre Entscheidung fällt. 

Reisch: Ich war nicht bei dieser Besprechung, weil ich nicht in Wien war. Es konnte aber kein 
Zweifel sein, daß das Staatsamt für Finanzen der Sache ablehnend gegenüber steht. 

Wir werden seit Monaten mit der Sache verfolgt. Die Personen, die sich für die Sache 
eingesetzt haben, haben mehrfach gewechselt. Ursprünglich wurde es Renner und mir 
durch die Am.[erikaner] angetragen, dann haben verschiedene Herren im Staatsamt für 
Finanzen verhandelt, dann schließlich H[...]. 

Ich glaube nicht, daß die Vertreter des Staatsamtes für Finanzen eine Zusage gemacht 
hätten, daß wenn [man] diese Zusage gemacht hat, das Staatsamt für Finanzen zustimmt. 
Jedenfalls ist es nicht richtig, daß die ursprüngliche Prop.[osition] [wieder] hergestellt 
wurde. In dem Moment, wo ein hiesiger Consum in Betracht kam, hat das Staatsamt für 
Finanzen abgelehnt. 

Mayr: Ich war nur bei der zweiten Sitzung dabei und da hat sich Schwarzwald schon ziemlich 
ablehnend verhalten. Mir ist inzwischen die Sache schon mit Rücksicht auf die Summe, 
die zur Verfügung gestellt [wird], nicht sehr akzeptabel vorgekommen und auch sonst 
etwas anrüchig. Ich habe daher die Anregung gegeben, Goode zu fragen. 

Heinl: Schwarzwald hat erklärt, daß es nicht sehr sympathisch ist, aber wenn wirklich Vorteile 
vorhanden sind, so würde das Staatsamt für Finanzen darüber hinweggehen. 

[Ein] Consum durch Inländer käme nicht in Betracht, sondern höchstens [durch] 
Ausländer und Schieber, denen man sonst nichts abknöpfen kann. 

Das Staatsamt für Finanzen hat sich auf den Standpunkt gestellt, daß für den 
Staatskredit das Geschäft nicht in Frage kommt, es wurde der Industrie der Kredit zur 
Verfügung gestellt - der Anglobank treuhändig. Es wären Sicherheiten im Vertrag 
möglich gewesen. 

Ablehnung genehmigt. 
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Reisch: Südbahnangestellte. 
Miklas: [Ich] habe nur Bedenken gegen die Befristung bis Ende Dezember '20. [Man] soll [es] 

weiter erstrecken, da die neue Besoldungsordnung -. 
Angenommen. 
 
 
Reisch: Äußerung zum Liquidierungsbericht. 
Mayr: Ich meine, daß die Vorlage an die Nationalversammlung genügen wird und daß wir uns 

nicht einlassen sollen auf weitere Anträge, eventuell auf die Aufhebung der 
Liquidierungsinspektoren. Ich könnte mich [damit] nicht einverstanden erklären mit 
Rücksicht auf die kurze Lebensdauer der Inspektorenaufgaben. Der Nationalrat soll das 
selbst bestimmen. 

Ich glaube, daß man den beiden Liquidierungsinspektoren - [die Äußerung] den 
beiden Inspektoren zugehen soll. 

Reisch: Ist bereits geschehen. 
[Beschluß]: Vorlage an den Nationalrat genehmigt. 
 
 
Heinl: Ausscheidung der Staatsgebäudeverwaltung. 
Miklas: [Es stellt sich die Frage], ob es verfassungsrechtlich möglich ist. Das Bauwesen gehört 

zum Bund, die Durchführung kann durch eigene Bundesorgane oder durch Landesorgane 
im eigenen Wirkungskreis [erfolgen]. 

Heinl: Der Bund kann diese Agenden entweder im eigenen Wirkungskreis durchführen oder im 
übertragenen Wirkungskreis durch die Landesorgane durchführen lassen kann. 

Pergelt: Dazu kommt noch daß der Staat als Träger von Privatrechten auftritt in diesem Fall - 
Artikel 104. 

Mayr: [Ich] bitte, daß noch nachträglich ein Gutachten des Verfassungsdienstes eingeholt wird. 
Pergelt: Es sind 205 staatliche Gebäude, davon werden 175 Gebäude Bundesgebäude bleiben: 

Die Ministerialgebäude, die Gerichtsgebäude, die Finanz- und Polizeigebäude und die 
Hochschulgebäude und ein Teil der Mittelschulgebäude und Statthaltereigebäude. 

Dermalen ist das Bundesverfassungsgesetz noch nicht in Wirksamkeit getreten, 
sondern erst am 10. XI. Der Kabinettsrat ist noch souverän und in der Lage, die 
Verwaltung zu regeln. Die Vertreter der Gemeinde Wien sind einverstanden mit der 
Rückübernahme der Gebäudeverwaltungsgeschäfte durch das Staatsamt bzw. eine 
unmittelbar unterstellte Stelle. 

Aber selbst wenn die Vertreter der Gemeinde Wein sich nicht einverstanden erklärt 
hätten, so würde ich glauben, daß nach dem vorliegenden Bundesverfassungsgesetz kein 
Hindernis obwaltet, daß diese Geschäfte der Staatsregierung, die sie die 
Landesregierung übertragen hat, wieder an sich zieht. 

Übrigens sieht auch das Verfassungsgesetz [in] der Bestimmung über die mittelbare 
Bundesverwaltung dasselbe vor. Alle diese Gebäude werden im Artikel 11 des 
Übergangsgesetzes schon als Vermögen des Bundes erklärt. 

Die Länder haben nichts einzuwenden. Das Einvernehmen mit Froehlich und 
Mannlicher wurde gepflogen, auch in der interm.[inisteriellen] Konferenz zur 
Bereinigung von Verfassungsfragen wurde einhellig unser Standpunkt angenommen. 

Genehmigt. 
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½ 12 Uhr. 
 
[Nächste Sitzung]: Montag, 6 Uhr abends. 
 
 
 

[KRP 234, 3. November 1920, 21 Uhr, unbekannter Stenograph] 
 
9 Uhr. 
[Zugezogen]: Grimm, Pergelt. 
 
1. 
- 
 
 
2. 
Reisch: Personalangelegenheit. Titel des Leiters des Militär-Liquidierungsamtes ... 

Abrechnungen der Gebarung, autor.[itatives] Auftreten. 
[Ich beantrage, daß] der gegenwärtige Leiter ... [den Titel] Präsident des Militär-

Liquidierungsamtes [führen darf]. 
Genehmigt. 
 
 
3. 
Roller: Es handelt sich um den ältesten Hofrat des Obersten Gerichtshofes Jung, der seit langem 

- charakt.[erisiert] ist und auch die Gebühren schon hat. 
[Ich beantrage die Verleihung] des Titels eines Senatspräsidenten. 

Genehmigt. 
 
 
4. 
Mayr: Telegramm aus Klagenfurt [betreffend] die Frage der Aufteilung der Restmandate. Wir 

können nichts machen, als [es] Breisky [zu] übergeben. 
 
 
5. 
Mayr: Zuschrift der Reparations-Commission wegen der Preßburger Konferenz. 

Es wird gut sein, in der Antwort darauf hinzuweisen, daß diesem - der Kabinettsrat 
diesem Unternehmen zustimmt. 

Grünberger: Hinsichtlich des Verkehrs der Nationalstaaten untereinander spielt gerade die 
Ernährungsfrage eine große Rolle. Bittet, in der Antwortnote auf die Wichtigkeit der 
Ernährungsfrage aufmerksam [zu] machen und [daß man] dafür Vorsorge trifft, daß die 
österreichischen Del.[egierten] zumindest einen Vertreter des Ernährungsamtes 
beiziehen, wenn sich die Disk[ussion] dieses Falles ergeben sollte. 

Roller: Zahradnik will sofort die Möglichkeit ausgeschlossen haben, daß eine Donauföderation 
entsteht. Durch die Form des Comm.[uniqués] könnten wir den Verdacht erwecken, daß 
... 

Ich bin nicht gegen die Sache, aber wir sollten auch die politische Seite erwägen. 
Mayr: Schon aus dem Programm ergibt sich das, auch Goode hat persönlich bemerkt, daß von 

Politik nicht geredet werden kann. Von uns wird das schon betont werden, daß es sich um 
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keine politischen Momente handelt, nur um rein wirtschaftliche Fragen. 
Breisky: -. 
[Beschluß]: Zur Kenntnis genommen; genehmigt, daß [darauf] hingewiesen wird, die 

Staatsregierung hätte sich einverstanden erklärt. 
 
 
6. 
Mayr: [Ich] habe mich bemüßigt gehalten, der Č[echoslovakei] zum Jahrestag ihrer Republik 

ein ganz kurzes Telegramm zu schicken. [Ich] habe heute [ein] sehr liebenswürdiges 
Antworttelegramm erhalten. 

 
 
7. 
[Mayr]: Der ungarische Gesandte Gratz hat mir gestern die offizielle Einladung der 

ungarischen Regierung gebracht zu Verhandlungen über den wirtschaftlichen Verkehr 
mit Ungarn, die sich in einen Handelsvertrag übergehen sollen. [Er] hat ersucht, daß der 
Handelsminister hinfährt. 

 
 
8. 
Haueis: Vertragsabschluß mit der Firma Glesinger. 
Roller, Heinl: Zustimmen. 
Genehmigt. 
 
 
9. 
Reisch: Der Nachmittag [verlief] in angenehmer Gesellschaft. [Wir haben es] soweit gebracht, 

daß die Konzessionen angenommen wurden. 
Die untersten Kateg[orien] [waren] wenig befriedigt. 
Die Provinzvertreter-Einwendungen wurden endlich als unrichtig nachgewiesen. 
Als wir mit den Aktiven fertig waren, sind die größten Schwierigkeiten entstanden 

wegen der Pensionisten. Die Pensionisten haben eine Reihe von Forderung gestellt: 
Aufhebung aller Unebenheiten der Pensionssysteme; Gleichstellung von Altpensionisten 
auf der Grundlage der März-Pensionisten; 35 % Erhöhung wie die Gemeinde Wien; 
Zuerkennung aller Benef.[izien], wie sie vom Staat und der Gemeinde Wien zugestanden 
wurden. Sie haben verlangt eine Verdoppelung der Zulage von 3[00] auf 600 Kronen. 

Reisch hat gesagt, daß er von diesen neuen Forderungen nur Mitteilungen machen 
kann und dahin zu wirken, daß ihrer wirtschaftlichen Notlage baldigst Rechnung 
getragen wird. 

Das würde weitere 500 Millionen im Jahr kosten. Es wird sich nun [darum] handeln, 
einen Modus zu finden, welcher in möglichst wenig präjudiz[ieller] Form den 
Pensionisten etwas gibt, aber die Möglichkeit offen läßt, diese Benef.[izien] bei der 
geforderten Angleichung einzurechnen. 

Ich kann heute noch nicht Vorschläge erstatten und möchte mir die Erlaubnis erbitten, 
in der ersten Sitzung der nächsten Woche Vorschläge zu erstatten. Es wird ja genügen, 
[zu verlautbaren], daß auch für die Pensionisten in prov.[isorischer] Weise eine 
Erleichterungen geschaffen werden soll. 

Miklas: Wieviel wird die Angleichung der Pensionen an die Wiener Pensionen ausmachen? 
Mayr: Wir nehmen mit Dank den Bericht Reischs entgegen. Es scheint, daß endlich einmal ohne 

größere Exzesse das gegeben werden konnte, was der Kabinettsrat beschlossen hat und 
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nicht mehr. Bezüglich der Pensionisten sind wir auch einverstanden. 
Es wird sich nur darum handeln, in welcher Form eine Mitteilung an die Presse zu 

machen wäre. Wilfling hat ersucht, daß ein Comm.[uniqué] von der Lohnkommission 
herausgegeben wird. Es fragt sich, ob nicht auch von der Regierung eine 
Veröffentlichung zu erfolgen hätte, nämlich [ein] Hinweis auf die Besoldungsordnung 
und allenfalls den Abbau der Beamtenschaft. Es ist unangenehm, daß solche 
Verlautbarungen immer nur von den Angestellten erfolgen. 

Breisky: Mir schiene eine solche Verlautbarung sehr zweckmäßig. [Es wäre aber] 
wünschenswert, wenn man den Text der Lohnkommission kennen würde. 

Reisch: Es wird kaum notwendig sein, da die neue Regierung die neue Besoldungsordnung wird 
einbringen müssen. 

Heinl: Ich bin schon dafür, daß von der Staatskanzlei eine Verlautbarung erfolgt. Auch über den 
Stand der Besoldungsreform soll etwas gesagt werden. 

[Beschluß]: Morgen in den Nachmittagsblättern. 
Miklas: Die Öffentlichkeit wird sich auch interessieren woher wir das zahlen und bezüglich der 

Bedeckung. 
Angenommen. 
 
 
10. 
Mayr: Ernennung der österreichischen Mitglieder für den gemischten Schiedsgerichtshof in 

London: Dr. Paul Hammerschlag, Schey - von diesem kann abgesehen werden. 
In der gleichen Weise [wurde] für den französisch-österreichischen 

Schiedsgerichtshof bereits Dr. Paul Hammerschlag nominiert. [Er ist] bereit, auf 
staatliche Bezüge zu verzichten. 

Heinl: Was die Qualifikation Hammerschlags anbelangt, so liegt sie jedenfalls vor. 
Ich glaube, dafür anraten zu können Adler. 

Reisch: Adler ist in Paris in einer ?schiefen Stellung. 
Grünberger: Unser gewesener Generalkonsul Fürth lebt in Paris, wenn es sich um eine 

Stellvertretung handeln würde. [Er ist] in jeder Beziehung einwandfrei als ständiger 
Vertreter des Abrechnungsamtes. 

Angenommen. 
 
 
Breisky: In der Presse ist schon vielfach von der Verpfändung der Gob.[elins] die Sprache. Das 

Unterrichtsamt wird schon attackiert, daß es seiner Aufgabe, die Kunstschätze zu 
schützen, nicht nachkommt. [Es wäre zu erwägen], ob nicht durch [ein] Comm.[uniqué] 
die Frage der neuerlichen Gob.[elin]-Verpfändung geklärt werden könnte und die 
Kultur-Kreise, die schon wieder in Sorge zu sein scheinen, wieder beruhigt werden 
könnten. 

Grünberger: Goode paßt es. 
Reisch: Goode hielte es für die Förderung seiner Vorschläge für sehr gut, wenn es hieße, daß es 

den Österreichern wieder so schlecht geht. 
Ich habe zunächst nur um die Freigabe gebeten. Die Gob.[elins] sind schon 

verpfändet, die Erlaubnis vom innerpolitischen Standpunkt haben wir. Wir haben ja ein 
Gesetz, welches uns ermächtigt, den österreichischen Kunstbesitz, soweit er nicht in 
geschlossenen Sammlungen ist, zu verpfänden. 

Es ist weder ein Novum noch eine Verschlechterung der gegenwärtigen Situation. 
Breisky: Unter diesen Umständen ziehe ich den Vorschlag zurück. 
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Reisch: Wir haben jetzt zweifach ungestempelte Noten. - 'Ausgegeben nach dem 4. /10. 1920'. 

Der Verkehr weigert sich, diese Noten anzunehmen. Aufträge, die aus dem Altausland 
kommen, können nicht effektuiert werden, was unsere Kreditfähigkeit herabsetzt. 

Ich beabsichtige, [von der Ermächtigung], statt ungestempelten Noten - für 
Altausländer allgemeinen Gebrauch zu machen. Für das neue Ausland soll es beim 
gegenwärtigen Zustand bleiben. 

Ich teile das mit, weil es an sich von großem wirtschaftlichen Interesse ist und weil ich 
der Anschauung bin, daß ich diese Verordnung ohne Kabinettsrat und ohne 
Hauptausschuß hinausgeben kann als Vollzugsanweisung aufgrund des Kriegs-. 

Heinl: [Ich bitte], vor der Erlassung mit mir das Einvernehmen zu pflegen. 
 
 
13. 
[Reisch]: Whisky-Import. 
Abgelehnt. 
Heinl: Beschwert sich gegen -. 

Der Hauptverband der Industrie [hat eine] Eingabe [gemacht], daß es sehr 
zweckmäßig [wäre, es] durchzuführen. [Es wurde erklärt, daß] der Kredit der Industrie 
frei zur Verfügung gestellt wird. Renner und Reisch sollen die Ermächtigung zur Einfuhr 
dieses W[hiskys] erteilt haben. 

Die Verhandlungen sind nicht weitergegangen. Der Hauptverband der Industrie [hat] 
interveniert, das Staatsamt für Finanzen gebeten, zu sagen wie die Sache steht. [In einer] 
Besprechung in der Staatskanzlei [gab] der Vertreter des Staatsamtes für Finanzen 
(Schwarzwald) die Erklärung [ab]: Wenn die früheren Propositionen eingehalten werden 
bezüglich der Höhe des für jede Gallone [zur Verfügung gestellten Kredits], so können 
wir die Sache durchzuführen. Ich habe die Verhandlungen durchgeführt; es ist mir 
gelungen, die ursprünglichen Prop[ositionen] wieder herzustellen. 

Nachdem dies geschehen ist, hat das Staatsamt für Finanzen neuerlich erklärt, wir 
können der öffentlichen Kritik nicht standhalten. Ich halte es nicht für besonders 
zweckmäßig, daß ein Mitglied des Kabinettsrates in einer solchen Art desavouiert wird. 

Ich stelle keinen Abänderungsantrag, bitte aber, daß das Staatsamt für Finanzen die 
entsprechenden Schlüsse zieht, wenn ein Mitglied [des Kabinettsrates] sich exponiert 
über Wunsch des Staatsamtes für Finanzen. 

Reisch: Ich war damals nicht in Wien. 
Wir werden seit Monaten damit verfolgt, man drängt uns förmlich das Geschäft auf. 

Ursprünglich [wurde es uns] durch die Amerikaner angetragen. Wir haben Garantien 
verlangt. 

Mayr: Mir ist die ganze Geschichte anrüchig erschienen. 
Heinl: Schwarzwald hat auch bei der ersten Sitzung erklärt, daß ihm das Geschäft nicht rein 

erschiene. 
Wenn der Wh[isky] herkommt, wird er nur von Ausländern getrunken und von 

Schiebern. 
Für den Staatskredit kommt die Sache nicht in Frage, als Treuhänder sollte die 

Anglobank fungieren. 
Erledigt, Ablehnung genehmigt. 
 
 
14. 
Reisch: Südbahn. 
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Miklas: Weiter hinaus erstrecken -. 
Genehmigt bis 31. /12. '20. 
 
 
15. 
Reisch: Liquidierungsinspektoren. 
Mayr: Die Vorlage des Berichtes an den Nationalrat wird jetzt genügen. Vorläufig [sollten wir 

uns auf] keine weiteren Anträge auf Aufhebung der Instit[ution] der 
Liquidierungsinspektoren [einlassen]. 

Dagegen [wäre] den beiden Inspektoren den - [der] Bericht separat zugänglich zu 
machen. 

Reisch: Schon geschehen. 
[Beschluß]: Vorlage genehmigt. 
 
 
16. 
Heinl: Ausscheidung der Geschäfte der Staatsgebäudeverwaltung aus dem Wirkungskreis der 

niederösterreichischen Landesregierung. [Es ist] aus verschiedenen Gründen 
zweckmäßig, die Staatsgebäudeverwaltung durch eigene Organe ausüben zu lassen. 

Antrag: -. 
Miklas: [Es stellt sich die Frage], ob es verfassungsrechtlich zulässig ist. 
Heinl: Das Bauwesen ist eine Bundesangelegenheit. Der Bund kann [diese Agenden] durch 

eigene Organe besorgen lassen oder im übertragenen Wirkungskreis. 
Pergelt: Wo der Staat als Träger von Privatrechten auftritt, kann der Bund souverän vorgehen. 
Roller: Wird sich die Gemeinde Wien das gefallen lassen? 
Pergelt: [Es sind] 205 staatliche Gebäude, 175 werden Bundesgebäude bleiben (die 

Ministerialgebäude, die Gerichts-, Finanz-, Hochschul-, Post- und ein Teil der 
Mittelschulgebäude). 

Erst am 10. /11. tritt das Gesetz in Wirksamkeit. Der Kabinettsrat kann [es] also noch 
selbständig regeln. Nach den Mitteilungen ist Wien einverstanden mit der 
Rückübernahme der Gebäudeverwaltungsgeschäfte durch eine dem Staatsamt unterstellte 
Dienststelle. 

Das Verfassungsgesetz sieht vor, daß diese Bestimmungen nicht Anwendung finden 
sollen. 

Mayr: Ob mit der Staatskanzlei Verbindung hergestellt wurde? 
[Pergelt]: Froehlich und Mannlicher haben es begrüßt. 
Angenommen. 
 
½ 12 Uhr. 
 
[Nächste Sitzung]: Nächsten Montag, 6 Uhr abends. 
 
 

 




















































































































































